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Das Blatt erſcheint nach + + + Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
Bedarf, im allgemeinen anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum m Expedition des Blattes 
Preiſe von jährlich M. 6. 

der 


Berlin W. 8, Mauerſtr. 48/44. 


Handels- und Gewerbe-Perwaltung. 


Herausgegeben im Königlihen Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
Ar. 20. Berlin, Mittwoch, den II. Dezember 1912. 12. Jahrgang. 
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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aler- dem Lotterieeinnehmer, Stadtrat Ernſt 
gnädigſt geruht, Mühle in Myslowitz den Charakter 
dem Kaufmann Karl Dornheim in Lipp⸗ als Kommiſſionsrat 
ſtadt, dem Bankdirektor Artur Siebert zu verleihen. 
in Frankfurt a. M. und dem Fabrik⸗ 
beſitzer Wilhelm Ling in Süchteln, Der Gewerbeinſpektor Lohmann iſt zum 
Kreis Kempen (Rhein), den Charakter 1. Januar k. J. von Berlin SO. nach Flensburg in 
als Kommerzienrat und der bisherigen Amtseigenſchaft verſetzt worden. 


— ... ̃æ ——ꝛññ— 
II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Zentralblatt der preußiſchen Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern. 


Vom 1. Januar 1913 ab wird ein unmittelbar vom Finanzminiſterium herausgegebenes 
Blatt unter der Bezeichnung „Zentralblatt der preußiſchen Verwaltung der Zölle und 
indirekten Steuern“ im Verlage der Firma Trowitzſch & Sohn hierſelbſt erſcheinen. Das 
neue Blatt wird den Charakter eines amtlichen Verordnungsblatts für die preußiſche Ver⸗ 
waltung der Zölle und indirekten Steuern haben. Es wird wöchentlich einmal, und zwar 
an jedem Sonnabend erſcheinen und kann zum Preiſe von jährlich 6,30 & leinſchließlich 
des Poſtbeſtellgeldes) von den Poſtanſtalten ſowie von den Buchhandlungen bezogen werden. 

Das bisherige Zentralblatt der Abgaben⸗Geſetzgebung und Verwaltung wird voraus 
fichtlich mit dem Ablaufe des Jahres 1912 ſein Erſcheinen einſtellen. 
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III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Betr. Muſterkoffer der Handlungsreiſenden in Oſterreich⸗Ungarn. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 4. Dezember 1912. 
Im Anſchluß an den Runderlaß vom 2. November d. Is. (HMBL. S. 534). 


Die Reichsdruckerei hat die Vordrucke für die vom 1. Januar 1913 ab gültigen 
Legitimations⸗ und Identitätskarten für Handlungsreiſende behufs Erlangung der Tarif- 
„dagen è ermäßigung für Muſterkoffer auf Eiſenbahnen in Oſterreich⸗Ungarn nach den nachſtehend 
abgedruckten Muſtern fertiggeſtellt. Der Preis für 100 Stück Legitimationskarten (A 77) 
ift 3 & und für 100 Identitätskarten (A 78) 2,50 WM. 
Die Beſtellung iſt von den beteiligten Behörden unmittelbar an die Reichsdruckerei 
Berlin SW. 68, Oranienſtraße 91, zu richten. 


Im Auftrage. 
IIb. 9758. Luſensky. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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Stempel V. 19 


Legitimationskarte.*) 


Es wird hiemit bestätigt, daß Herr 


Reisender der Firma 

in 

ist und als solcher in die Lage kommt, Reisen unter Mitnahme von Stück 
Musterkoffern (auch Musterkörbe mit Ausschluß von Fahrradmustern) mit 


Inhalt e zu unternehmen. 


Saum eNIENSIgN4USPI PUYO 


a Ton Stempel und Unterschrift der 


a BR ausfertigenden Behörde: 
Unterschrift des Inhabers: 


Ohne Identitätskarte ungültig! 


*) Die Legitimationskarten werden jährlich erneuert, gelten somit nur für das laufende Kalenderjahr. 


— m 


Anlage 2. 


1 


\ Identitätskarte 


für den Geschäftsreisenden Herrn 


Diese Identitätskarte dient als Ergänzung der für den Genannten aus- 
gefertigten Legitimationskarte behufs Erlangung des ermäßigten Muterkoffer- 
tarifes und muß gleichzeitig mit dieser Legitimationskarte, bei sonstiger Un- 


gültigkeit der letzteren, vorgewiesen werden. w 


am Wee Hochdruck 
stempel der 
Austertigungs- ; 
Unterschrift des Inhabers: stelle Unterschrift des Ausstellers: 


u. = a 


2. 
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Die Anwendung der von österreichischen, ungarischen und bosnisch-herzegowinischen Bahnverwaltungen für 


die Beförderung von Musterkoffern (auch Musterkörben mit Ausschluß von Fahrradmustern) tarifmäß'g eingeräumten 
Begünstigung ist an die Erfüllung nachstehender Bedingungen geknüpft: 


1 


Die Logitimations- und Identſtütskarte ist bei Aufgabe der Musterkoffer am Schalter gleichzeitig mit der Fahrkarte 
vorzuweisen, Zur Feststellung der Identität des Inhabers kann die Abgabe der Unterschrift verlangt werden. 


Die in der Legitimationskarte genannte Firma hat einen Wechsel in der Person des Reisenden der zur Aus- 
fertigung der Legitimatfonskarte berufenen Behörde oder Stelle sofort anzuzeigen. 


. Legitimationskarten, die infolge Ablaufes der Geltungsdauer, Wechsels in der Person des Reisenden oder aus 


einem anderen Grund ungültig geworden sind, müssen von der in der Legitimationskarte genannten Firma sofort 
jener Behörde oder Stelle rückgemittelt werden, dio diese Karte ausgestellt bat; ist die Rückstellung nicht 
möglich, so ist dies unter Angabe der Gründe der Ausgabestelle sofort bokanntzugoben. 


. Die Außenseite der Musterkoffor muß die dauerhaft befestigte Bezeichnung der Firma, in deren Auſtrage die 


Reise unternommen wird, dem vollen Wortlaute nach tragen, 


. Auf Musterkofler, die den vorgeschriebenen Bedingungen nicht entsprechen oder die nicht ausschließlich ala 


Muster erkennbare Gegenstände enthalten, finden die tnrifmüßigen Begünstigungen keine Anwendung. Die Bahn- 
anstalten behalten sich das Recht vor, den Inhalt der Musterkoffer zu prüfen. Musterkoffer und andere Gepäck- 
stücke werden auf denselben Gepäckseheln nicht abgefertigt. 


Der Reisonde muß den Zug benutzen, zu dem die Musterkaifer aufgegeben wurden. Innerhalb drei Stunden nach 


Anknnfı des Zuges in der Bestimmungsstation jet der Musterkoffer unter Vorweisung der Legitimations- und 
Identitätskarte abzufordern oder der (epäckschein mit dem Vermerko der erfolgten Vorweisung vergehen zu 
lassen; bei Nichtbeachtung diesor Vorschrift wird der Gebührenunterschled zwisehen der ermäßigten und nor- 
malen Gepückfracht im Nachzahlungsweg eingehoben, 


Die in der Legitimalionskarte genannte Firma haftet für jeden Mißbrauch der Begünstigung seitens ihrer Leute 


und für die Außeraehtlassung der ihr obliegenden Anzeigepflicht. Der Vorweis oder die Verwendung einer un- 
gültigen Legitimationskarte, der Verkauf mitgeführter Musterware und jeder Mißbrauch der Begünstigung hat, 
unbeschadet der straf- und zivilrechtlichen Ansprüche gegen den Schuldtragenden, die Abnahme der Legiti- 
mations- und der Identitätskaıte zur Folge. Überdies wird beim Vorkommen deg ersten Mißbrauches der in der 
Legitimationskarte genannten Firma die Begünstigung für das laufende und das folgende Jahr, im Wieder- 
holungsfalle dauernd, entzogen. 


Photographie. 
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Betr. Preisfeſtſtellungsordnung für Getreidegroßhandel. 
Berlin W. 9, den 6. Dezember 1912. 

Mit Beziehung auf die Ihnen bereits zugegangene Mitteilung über die Einſtellung 
der bisherigen Erhebungen von Getreidepreiſen. ? 

Wir überſenden Ihnen die Preisfeſtſtellungsordnung, nach der vom 1. Januar 1913 
an für ſtaatliche Zwecke über die Preiſe von Weizen, Roggen, Hafer und Gerſte im Groß⸗ 
handel berichtet werden wird, ſowie das Verzeichnis der mit der Berichterſtattung be⸗ 
auftragten Stellen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Dr. Sydow Domänen und Forſten. 


Freiherr von Schorlemer. 
IIb. 9492 M. f. H. — I. A. Ia. 4748 M. f. L. 


An die Herren Oberpräſidenten, die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizei- 
präſidenten zu Berlin. 


Preisfeſtſtellungsordnung für Weizen, Roggen, Hafer und Gerſte. 


1. Dieſe Preisfeſtſtellungsordnung regelt nur die für ſtaatliche Zwecke im ſtaatlichen 
Auftrage zu erſtattenden Preisberichte. Die Notierungen für andere Zwecke werden durch 
dieſe Preisfeſtſtellungsordnung nicht berührt; ſie ſind, ſo lange nicht von der zuſtändigen 
Stelle eine Anderung beſchloſſen wird, nach den bisher für die Börſe, den Markt oder die 
Notierungskommiſſion geltenden Beſtimmungen oder Übungen weiterzuführen. 

2. Es iſt zu berichten: 

a) von den mit der Berichterſtattung beauftragten Börſen für jeden Tag, für welchen 
nach den geltenden Beſtimmungen an der Börſe die Preiſe amtlich feſtgeſtellt 
werden, von der Börſe in Cöln jedoch nur für die am Freitag⸗Nachmittag ſtatt⸗ 
findenden Börſenverſammlungen für das Getreide- und Mehl⸗Effektivgeſchäft, 

b) von den Märkten oder marktähnlichen Veranſtaltungen für den Tag, an welchem 
bisher die Preiſe für den Markt feſtgeſtellt wurden, von Frankfurt a. M. für 
den Montagsmarkt und wenn der bisher am Montag ſtattfindende Fruchtmarkt 
auf einen anderen Tag verlegt werden ſollte, an dieſem Tage, 

X) von der Magdeburger Getreidepreisnotierungskommiſſion an den Tagen, an 
denen nach den für ſie geltenden Beſtimmungen Preiſe notiert werden. 

3. Es iſt über die Preiſe von 

inländiſchem Weizen, 
65 Roggen, 
0 Hafer, 
inländiſcher Gerſte 
zu berichten. Ausländiſches Erzeugnis bleibt unberückſichtigt. 


4. Dem Preisbericht iſt bei allen unter Nr. 3 genannten Getreidearten dasjenige 
Erzeugnis zu Grunde zu legen, welches den Hauptgegenſtand des Handels an der Börſe 
oder dem Markte bildet. Dies wird in der Regel das Erzeugnis der letzten Ernte der 
Gegend ſein, von welcher die Börſe oder der Markt beſchickt wird. 

Mit den Notierungen für neue Ernte iſt bei Hafer am 1. Oktober, für die übrigen 
Getreidearten dann zu beginnen, wenn die neue Ernte an den Markt kommt. Wird für 
Weizen, Roggen oder Gerſte neue Ernte vor dem 1. Oktober notiert, ſo ſind der Bezeichnung 
des Getreides die Buchſtaben: n E. hinzuzufügen. 

5. Die Preisberichte ſollen nur auf wirklich abgeſchloſſenen Geſchäften beruhen und 
jolen der Geſchäftslage des Verkehrs an der Börſe oder dem Markte entſprechen. Können 
ſolche Preiſe für eine Getreideart oder (bei Gerſte) Qualität nicht feſtgeſtellt werden, fo ift 
kein Schätzungsp reis zu notieren, ſondern das Fehlen eines maßgebenden Preiſes durch 
einen Strich kenntlich zu machen. : 


Anlage 1, 


Anlage 2 


eh 


6. Feſtzuſtellen find Großhandelspreiſe für die Tonne (1000 kg). Die zu notierenden 
Qualitäten werden, wie folgt, beſtimmt: 

a) Für Weizen, Roggen und Hafer iſt über den Preis für gute Durchſchnitts⸗ 
qualität des jeweils gehandelten inländiſchen Erzeugniſſes zu berichten. Der 
Notierung iſt nicht eine ein für allemal feſtſtehende Qualität zugrunde zu legen. 
Vielmehr entſcheidet über die zu notierende Durchſchnittsqualität der Ausfall 
der letzten Ernte in den Gegenden, die für die Börje, den Markt oder den 
Platz vorwiegend in Betracht kommen. 

b) Bei Gerſte find drei Qualitäten: „fein“, „gut“ und „mittel“, zu notieren. 
Unter „fein“ iſt Braugerſte, unter „gut“ geringe Braugerſte und gute andere 
Gerſte (Futtergerſte), unter „mittel“ andere Gerſte (Futtergerſte) mittlerer Be⸗ 
ſchaffenheit zu verſtehen. Auch hier ſollen „fein“, „gut“ und „mittel“ nicht ein 
für allemal feſtſtehende Qualitäten bezeichnen, ſondern nach dem Ausfalle der 
Ernte bemeſſen werden. Es wird ferner nochmals darauf hingewieſen, daß bei 
den Notierungen für die Börſen oder Märkte nur die dort wirklich gehandelte 

Ware zu berückſichtigen iſt. Wird z. B. Braugerſte nicht oder nur ausnahms⸗ 
ian der Börje oder dem Markte gehandelt, weil die Verbraucher ſich un- 
hnttelbar zu verſorgen pflegen K ift „fein“ nicht. zu notieren. 

7. In bir Regel wird die einzelne nach Nr. 6 zu notierende Qualität an dem Notie⸗ 
rungstage zu verſchiedenen Preiſen gehandelt worden ſein. In dieſem Falle iſt nicht ein 
Einheitspreis (Durchſchnitts⸗ oder Mittelpreis) zu notieren, vielmehr muß den Preisſchwan— 
kungen durch Notierung eines Spannungspreiſes Rechnung getragen werden. Dieſer 
Spannungspreis ſoll jedoch nicht ſämtliche gezahlten Preiſe, vom höchſten bis zum niedrigſten, 
umfaſſen, ſondern nur die hauptſächlich gezahlten Preiſe wiedergeben. Ausnahmspreiſe nach 
oben wie nach unten ſind wegzulaſſen. Es darf angenommen werden, daß es im allge⸗ 
meinen gelingen wird, ein richtiges Bild der Preislage zu geben, ohne daß die Spannung 
über 2 bis 3 M für die Tonne hinausgeht. Größere Spannungen ſollten, wenn irgend 
angängig, vermieden werden. Der Wert der Notierungen vermindert ſich mit der Größe der 
Spannungen. 


8. Hiernach wird, wie folgt, zu notieren ſein: 


Preiſe der Börſe zu X für Weizen, Roggen, Hafer und Gerſte. 
(Datum.) 
Es wurden gezahlt für: h S 
1. inländiſchen Weizen (gute Durchſchnittsqualität der letzten Ernte) 197—198 M 
2. inländischen Roggen (gute Durchſchnittsqualität der letzten Ernte) „1789 
3. inländiſchen Hafer (gute Durchſchnittsqualität der letzten Ernte) 187-190 z 
4. inländische Gerſte l 


a 


fein...» - a a a ee: ee 196—198 = 
TE . CE — 5 
met! re 150—153 


9. Sofort nach Feſtſtellung der Preiſe iſt dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt zu Berlin 
telegraphiſch zu berichten. Formulare für die koſtenloſe Überſendung der Telegramm 
Reichsdienſtſache ſind von dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt zu beziehen * 

dert 


Berlin, den 6. Dezember 1912. 
* 5 Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. ft, * 
Dr. Sydow. v. Schorlemer, x 
— 5 


Rn \ 
3 * 
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Anlage 2. 
Verfeichnis 
der 
Großhandelsplätze, an denen die Getreidepreiſe feſtgeſtellt werden. 
Vorhandene Einrichtung des . Wochentage, 
Nr. Platz Großhandels | Notierungsſtelle | an beto ul 
a l C—C Tr j —j—j— 
1. | Königsberg i. Pr. | Börſe im Sinne des § 1 Börſenvorſtand täglich. 
des Börſengeſetzes 
| 2.] Danzig. desgl. desgl. täglich. 
/ 3. | Berlin . desgl. Vörſenvorſtand, Abteilung täglich. 
Produktenbörſe 
4.] Stettin . desgl. e der Produkten⸗ täglich. 
börſe 
5.] Poſen Getreidefrühmarkt der kauf: Städtiſche Marktkommiſſion täglich außer Sonn⸗ 
männiſchen Vereinigung abend. 
zu Poſen (freier Markt)“) 
6. ] Breslau StädtiſcherLandmarkt, „Ge-] Von dem Magiſtrat einge- täglich. 
N treidemarkt“ genannt, der ſetzte Notierungskommiſ⸗ . 
in der der Stadt Breslau ſion 
gehörigen Getreidemarkt⸗ 
n halle abgehalten wird 
(freier Markt) 
7. | Gleiwitz Oberſchleſiſcher Produften- | Notierungskommiſſion des | Dienstag. 
markt (behördlich feſtge⸗ oberſchleſiſchen Produk⸗ 
ſetzter Markt) tenmarkts 
i 8. | Magdeburg — Magdeburger Getreidepreis- | Dienstag, Donners- 
notierungskommiſſion tag, Sonnabend. 
9. | Kiel. Börſenverſammmlungen Börſen⸗ und Notierungs⸗] Sonnabend. 


10. 


Hannover. 


für Getreide, Futtermittel 
und Sämereien (freier 
Markt) 


Getreidebörſe (freier Markt) 


kommiſſion der Handels⸗ 
kammer zu Kiel und der 
Landwirtſchaftskammer 
für die Provinz Schles⸗ 
wig⸗Holſtein 
Kommiſſion, beſtehend aus 
einem Senator, einem 
Mitglied der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer, einem 
Mitglied der Getreide» 


börſe 
Vorſtand der Getreidebörſe 


einmal wöchentlich. 


11.] Dortmund. Getreidebörſe zu Dortmund Donnerstag. 
(freier Markt) A 

12. | Frankfurt a. M. . | Fruchtmarkt (freier Markt ) Notierungskommiſſion Montag. 

13.] Duisburg Getreidebörſe zu Duisburg | Vorſtand der Getreidebörſe | Montag. 
(freier Markt) i -M 

14. Grefeld . "ea a G Crefeld | Notierungskommiſſion Freitag. 

(freier Mark 

15.] Cöln viie im Sinne des § 1 Börſenvorſtand in Gemein- | Freitag. 


des Börſengeſetzes 


ſchaft mit dem Notierungs⸗ 
ausſchuſſe der Börſen⸗ 
verſammlungen für das 
Getreides und Mehl⸗ 
Effektivgeſchäft 


„) Als „freier Markt“ werden Veranſtaltungen regelmäßiger Zuſammenkünfte für den Handel mit Getreide 
bezeichnet, die weder Börſen im Sinne des § 1 des Börſengeſetzes noch behördlich feſtgeſetzte Märkte (Titel IV der Reichs⸗ 
* Gewerbeordnung) ſind. 


DEE 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Prüfungstermine für Seeſteuerleute und Schiffer auf großer Fahrt. 


Überſicht über die im I. Vierteljahr 1913 in Preußen ſtattfindenden Termine 
für die Prüfungen zum 


Seeſteuermann: | Schiffer auf großer Fahrt: 
r ri In Stralſund 16. Jani 
Skralſfund 16. „ » Geeftemünde . . . 20. Februar, 
ien a u „4, März | „ Alllone er. Bu se, 
„Flensburg. . . 12. März, 
| F ee 
DO u 0 T 


Alle Termine können um einige Tage verſchoben werden. 


Meldungen zu einer Prüfung ſind an den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungs⸗ 
kommiſſion für Seeſchiffer zu richten. 


Betr. Prüfungstermine für Seedampfſchiffsmaſchiniſten und Schiffsingenienre. 
Überſicht über die im J. Vierteljahr 1913 in Preußen ſtattfindenden Seedampf— 
ſchiffs-Maſchiniſtenprüfungen ſowie Vor- und Hauptprüfungen zum Schiffs- 

ingenieur. 
Termine für die Prüfungen zum Seemaſchiniſten 


IV. Klaſſe: II. Klaſſe: 

In Flensburg.. . 24. Februar, in Flensburg. . . 24. Februar; 
eee 

„ Geeſtemünde 10 =». I. Klaſſe: 

III. Klaſſe: in Flensburg . . .. 24. Februar. 
in Flensburg. . . 24. Februar, | 8 i ð 
Senn ea a Meer, 
Geeſtemünde 10 = ; 


Alle Termine können um einige Tage verſchoben werden. Meldungen zu einer 
Prüfung ſind an den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungskommiſſion zu richten. 


Betr. Fnnkentelegraphie der Handelsſchiffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Ber. Dezen br lee 
9, > ] 


Nach den Erlaſſen vom 18. Mai d. J. (HMBL. S. 279) und vom 2. Auguſt d. J. (OMBI. 
S. 444) ſoll die Verpflichtung der Kapitäne oder ihrer Stellvertreter auf das Telegraphen- 
geheimnis bei einer Poft- oder Telegraphenanſtalt des Reiches erfolgen. Der Herr Reichs- 
kanzler hat genehmigt, daß auf Antrag der Reedereien die Verpflichtung auch vor den 
Kaiſerlich deutſchen Konſulaten erfolgen kann, und demgemäß die Konſulate mit Weiſung 
verſehen; die perſönliche Anweſenheit des zu Verpflichtenden ift erforderlich. 

Sie wollen die beteiligten Reedereien hiernach verſtändigen. 

Im Auftrage. 

IIb. 9692. Luſensky. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Keſſelbaumaterial ſchwediſcher Dampfkeſſel. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 15. November 1912. 
Auf Antrag der Königlich Schwediſchen Regierung ermächtige ich die Vorprüfer von 
Dampfkeſſel⸗Genehmigungsgeſuchen, die von der Materialprüfungsanſtalt der Techniſchen 
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Hochſchule in Stockholm nach hieſigen Vorſchriften und Vordrucken ausgeſtellten Zeugniſſe 
über geprüftes Keſſelbaumaterial für nach Preußen einzuführende ſchwediſche Dampfkeſſel 
anzuerkennen. Die Beſcheinigungen müſſen von dem Vorſteher der Materialprüfungsanſtalt, 
Ingenieur J. O. Roos von Hjelmſäter, oder ſeinem Vertreter, Ingenieur Dr. Hjalmar 
Braune, unterſchrieben ſein. Die Bleche ſind mit dem hierneben abgedruckten Stempel der 
Materialprüfungsanſtalt zu verſehen. Für die Beſcheinigungen iſt der mit Erlaß vom 
1. Dezember 1909 (HM Bl. S. 526) bekannt gegebene Vordruck zu benutzen. 


Im Auftrage. 
III. 7714. Neumann. 


An den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 


Betr. Feſtigkeitsberechnungen ebener Keſſelplatten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 18. November 1912. 


Über die Reichweite des Einfluſſes von Ankern, die zur Unterſtützung ebener Keſſel⸗ 
platten bei der Beanſpruchung durch den Dampfdruck angebracht werden, fehlt es bislang 
au Verſuchsunterlagen. Dementſprechend leiden die Feſtigkeitsberechnungen ſolcher Platten 
an der Unſicherheit, welcher Teil der Platte „als nicht ausreichend unterſtützt“ nach Formel 7 
der Bauvorſchriften für Landdampfkeſſel zu berechnen iſt. 

Wenn ein Dampfkeſſelüberwachungsverein unter dieſen Umſtänden bei den Aauch⸗ 
kammerrohrwänden Ihrer ausziehbaren Röhrenkeſſel die Entfernung zwiſchen den Rand- 
ankern der vorgeſchraubten Stirnplatte und dem Teilkreis der Vernietung der Rauchkammer⸗ 
ſtirnwand halbiert, um die Größe der die Anker belaſtenden Felder zu ermitteln, ſo kann 
dieſe vorſichtige, im Schiffskeſſelbau geübte Rechnung keineswegs als irrig bezeichnet werden; 
ſie ergibt jedoch, daß der verbleibende, als nicht genügend unterſtützt anzuſehende Teil der 
Wand erheblich kleiner ausfällt, als wenn man den ſogenannten größten Kreis zwiſchen 
Nietteilkreis und Verſchraubung der beiden Teile der Stirnwand einſchreibt. Demnach 
könnte nach erſterer Rechnung, in folgerichtiger Berückſichtigung der aus ihr ſich ergebenden 
Verſtärkung der Randanker gegenüber der Ausführung die vernietete Stirnplatte ſchwächer, 
als es tatſächlich geſchehen iſt, gewählt werden. Ob dagegen die von Ihnen vertretene 
Anſchauung, daß die Verſchraubung der Rohrwand mit der Keſſelſtirnwand eine wirkſame 
Verſteifung bildet, zutreffender iſt, kann bezweifelt werden, da manche Erwägungen dagegen 
ſprechen. Immerhin haben ſich aus dieſer, von den Landkeſſelfabriken vielfach geübten 
Praxis bisher keine Übelſtände oder Gefahren ergeben. Es erſcheint daher angebracht, in 
Erwartung der Ergebniſſe der bereits in die Wege geleiteten vorerwähnten Verſuche bis 
auf weiteres davon abzuſehen, Rechnungen dieſer Art zu beanſtanden. Auch erachte ich es 
nicht für erforderlich, wegen der aufgetretenen Zweifel in allen Fällen die Ausführung der 
Druckprobe gemäß Abſchnitt XIII der Bauvorſchriften für Landdampfkeſſel mit dem zwei⸗ 
fachen Betrage des beabſichtigten Betriebsüberdrucks zu fordern. 


In Vertretung. 
III. 5983 N. Ang. gez. Schreiber. 


An Herrn Heinrich Lanz Maſchinenfabrik in Mannheim. 


Betr. Aufſtellung der Landdampfkeſſel. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 28. November 1912 


Im § 15 Abſ. 1 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von 
Landdampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 iſt im erſten Satze eine Beſchränkung für die 
Aufſtellung von Keſſeln unter Räumen, die häufig von Menſchen betreten werden, ent- 
halten. Wenn daher der zweite Satz mit den Worten: „Das Gleiche gilt für die Auf- 
ſtellung von Dampfkeſſeln über Räumen“ beginnt, ſo kann dieſen Worten folgerichtig nur 
die Bedeutung beiwohnen, daß die gleichen Beſchräukungen wie im erſten Satze auf dieſe 
Fälle anzuwenden ſind. Dieſe Abſicht muß um ſo mehr vermutet werden, als im dritten 
Satze wiederum von „ſolchen Dampfkeſſeln“ geſprochen wird, worunter nur die im erſten 
Satze näher bezeichneten verſtanden werden können. 


Anlage · 
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Allerdings hat, wie der Erlaß an den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin vom 
7. September 1903 — IIIa. 7057 — erkennen läßt, anfänglich die Abſicht beſtanden, ein 
Verbot für die Aufſtellung von Dampfkeſſeln über bewohnten Räumen überhaupt herbei⸗ 
zuführen. Hiervon iſt aber Abſtand genommen und für alle in dem Abſ. 1 behandelten 
Fälle die gleiche Beſchränkung hinſichtlich der Keſſelgröße und Spannung vorgeſehen. 


In Vertretung. 
III. 8084. gez. Schreiber. 


An den Stadtausſchuß für Berlin hier. 


2. Arbeiterverſicherung. 
Reichsverſicherungsorduung. 
II. Buch (Krankenverſicherung). 
Betr. Amtsdauer der gegenwärtigen Verſicherungsvertreter in den Kaſſenorgauen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 4. Dezember 1912. 

Unter Hinweis auf die Bekanntmachung, betreffend die Amtsdauer der gegenwärtigen 
Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten bei den Organen der Krankenkaſſen, vom 
8. November d. J. (Zentr. Bl. f. d. Deutſche Reich S. 817) macht der Herr Reichskanzler 
(Reichsamt des Innern) darauf aufmerkſam, daß die nach der Bekanntmachung gegebene 
Möglichkeit, die Neuwahlen auch erſt nach dem 1. Januar 1914 vorzunehmen, ſich nicht 
auf diejenigen Krankenkaſſen bezieht, bei denen die Generalverſammlung (zu vergl. § 37 
des Krankenverſicherungsgeſetzes) nicht aus gewählten Vertretern, ſondern aus ſämtlichen 
Mitgliedern beſteht. Auf dieſe konnte die gedachte Erleichterung nicht ausgedehnt werden. 
Denn Artikel 4 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zur Reichsverſicherungsordnung findet auf 
ſie keine Anwendung, und auch Artikel 100 a. a. O. ließ ſich nicht zur Hilfe heranziehen, 
weil nach Artikel 4 der Kaiſerlichen Verordnung vom 5. Juli 1912 (Reichs⸗Geſetzblatt S. 439) 
das Zweite Buch der Reichsverſicherungsordnung mit dem 1. Januar 1914 voll in Kraft 
tritt, Generalverſammlungen aller Mitglieder ſtatt gewählter Ausſchüſſe nach jenem Tage 
mithin nicht mehr zugelaſſen werden dürfen. 

Kaſſen der bezeichneten Art werden daher unter allen Umſtänden dafür ſorgen müſſen, 
daß bei ihnen die Wahlen bis ſpäteſtens zum 31. Dezember 1913 zuſtande kommen. 


In Vertretung. 
III. 8365. Schreiber. 


An die Königlichen Oberverſicherungsämter. 


III. Buch (Unfallverſicherung). 
Betr. Durchführung der landwirtſchaftlichen Unfallverſicherung. 


Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen 


und Forſten. Berlin W. 9, den 12. November 1912. 


Anliegend überſende ich einen Abdruck der von mir in Gemeinſchaft mit den übrigen 
beteiligten Miniſtern erlaſſenen Beſtimmungen vom 31. Auguſt d. J. zur Ausführung der 
Vorſchriften der § 892 Abſ. 1, § 1020 Abſ. 2, § 1033 Abi. 3 und § 1570 der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung zur Kenntnisnahme und weiteren Veranlaſſung. Die Beſtimmungen 
treten vom 1. Januar 1913 ab an die Stelle der Ausführungsanweiſung zu dem Unfall⸗ 
perian für Qand- und Forſtwirtſchaft vom 19. Auguſt 1900 (Min.Blatt f. d. 
i. V. G. . 


Die Beſtimmungen über die Behörden und Verbände (§ 111 RWO.) find bereits in 
dem Erlaſſe vom 7. Dezember v. J. (HM Bl. S. 447) enthalten. Über die Bildung und 
Berufung der Genoſſenſchaftsverſammlungen (Abſchnitt II der Anweiſung vom 19. Auguſt 
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1900) find künftig gemäß $ 972 Nr. 5 RBO. nähere Beſtimmungen durch die Satzung zu 
treffen. Die zur Entſcheidung auf Beſchwerden gegen Straffeſtſetzungen der Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtände zuſtändigen Stellen (Abſchnitt IV Nr. 2 der Anweiſung vom 19. Auguſt 1900) 
beſtimmt jetzt $ 1045 in Verbindung mit § 910 RVO. 


In Vertretung. 
I. A. In. 4192/II. 10 205/III. 11244. gez. Küſter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und Königlichen Regierungen, Abteilungen für direkte 
Steuern, Domänen und Forſten. 


Anlage. 


Auf Grund der § 892 Abi. 1, § 1020 Abſ. 2, § 1033 Abſ. 3 und 8 1570 der Reichs- 
verſicherungsordnung wird für die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung folgendes beſtimmt: 


I. Ausführungsvorſchriften für die Staatsbetriebe. 


1. Ausführungsbehörden ſind die Regierungen, Abteilungen für direkte Steuern, 
Domänen und Forſten, innerhalb ihrer Bezirke mit folgenden Maßgaben: 

a) In Sigmaringen, wo eine Abteilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten 
nicht beſteht, iſt die Regierung Ausführungsbehörde. 

p) Bei denjenigen Regierungen, die getrennte Abteilungen für direkte Steuern 
ſowie für Domänen und Forſten haben, ſind die letzteren die Ausführungs⸗ 
behörden. 

e) Die Regierung, Abteilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten, zu 
Minden iſt die Ausführungsbehörde für die Regierungsbezirke Minden und 
Münſter und den Kreis Grafſchaft Schaumburg in dem Regierungsbezirke Caſſel. 

d) Die Regierung, Abteilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten, zu Osna⸗ 

brück ift die Ausführungsbehörde für die Regierungsbezirke Osnabrück und 
Aurich. 

e) Abgeſehen von der Oberförſterei Münſter ſind für die einzelnen Oberförſtereien 

diejenigen Regierungen, denen ſie unterſtehen, die Ausführungsbehörden, ohne 
Rückſicht auf die Lage der Oberförſtereien und der zu ihnen gehörigen Flächen. 


2. Die Feſtſtellung der Entſchädigung (§ 1568 NVO.) erfolgt in allen Fällen durch 
die Ausführungsbehörde. 

3. Die bei den Ausführungsbehörden entſtehenden Koſten ſind aus den betreffenden 
etatsmäßigen Fonds der Regierungen aus der Regierungshauptkaſſe am Sitze der Aus⸗ 
führungsbehörden zu zahlen. * f i ö b 

Ebenſo haben die Regierungshauptkaſſen am Sitze der Aus führungsbehörden die von 
den Poſtbehörden gemäß 88 1028, 777 der Reichsverſicherungsordnung nachgewieſenen 
Beträge zu zahlen. 


II. Betriebsbeamte und Facharbeiter in Staatsbetrieben. 


Als Facharbeiter, die im Unterſchiede zum gewöhnlichen landwirtſchaftlichen Arbeiter 
für ihre Stellung beſonderer fachlicher Fertigkeiten bedürfen, gelten, außer den im § 923 
Abſ. 3 Satz 2 und 3 der Reichsverſicherungsordnung genannten, folgende Perſonen, ſoweit 
ſie nicht Betriebsbeamte ſind: 
1 Buchhalter, Buchhalterinnen, Bureaugehilfen, Bureau⸗ 
ehilfinnen. 
; Gutsverwalter, Wirtſchaftsführer, Gutsaufſeher, Vögte (Hofmeiſter, Wirt⸗ 
ſchaftsgehilfen, Hofaufſeher, Hofverwalter, Statthalter, Kämmerer, Wirtſchafts⸗ 
meier, Großknechte), Lagerverwalter (Magazinverwalter), Wirtſchafterinnen. 
Forſtuntererheber, Forſtlehrlinge, die mit der Ausübung des Feld-, Forſte, 
Jagd- oder Fiſchereiſchutzes oder mit der Aufſicht über Holzablagen oder Torf- 
gräbereien betrauten Perſonen, Darrmeiſter, Holzhauermeiſter (Haumeiſter, Rotten⸗ 
meiſter, Oberholzhauer). 8 
Meier, Meierinnen, Molkereiverwalter, Kuhmeiſter (Schweizer, Melker), 
Molkenköchinnen, Käfer. i N 
Schafmeiſter, Schäfer“, Schweinemeiſter, Weidehirten* und Feldhüter. 


560 


Geſtütwärter, Hilfsgeſtütwärter“, vertragsmäßig beſchäftigte Futter⸗ oder 
Stutmeiſter, Leiter der Ausbildung von Rennpferden, Untertrainer, Jockeys, 
Trainierburſchen“, herrſchaftliche Kutſcher“, Bereiter“. 

u Moorwarte, Rieſelmeiſter, Rieſeler, Stackmeiſter, Stackmeiſter⸗ 
vertreter. 

Kellermeiſter, Küfermeiſter, Küfer, Küfergeſellen, Küferlehrlinge, Weinbergs⸗ 
verwalter, Rebenveredlungsvögte, Weinbaugehilfen. 

Schießmeiſter, Sägemeiſter, Schirrmeiſter, Schirrarbeiter, Monteure, Hilfs- 
monteure, Führer von Lokomotiven, Kraftwagen und durch maſchinelle Kraft 
bewegten Schiffen, Maſchiniſten, Heizer, Wiegemeiſter, die Schiffsbeſatzung bei 
Landgewinnungsarbeiten. 

Alle Techniker, Handwerksmeiſter und Geſellen, Aufſeher, Aufſeherinnen, 
Wärter, Wärterinnen, Vorarbeiter, Vorarbeiterinnen, die beiden letzteren, ſoweit 
ihnen ein höheres Entgelt als den ihnen zugewieſenen Arbeitern gewährt wird. 

Die mit bezeichneten Perſonen gelten als Facharbeiter nur inſoweit, als fie das 
21. Lebensjahr vollendet haben. 

Facharbeiter behalten ihre Sonderſtellung auch bei der Ausführung von Verrich— 
tungen gewöhnlicher landwirtſchaftlicher Arbeiter, wenn ſie hierzu nur vorübergehend neben 
ihrer beſonderen Beſchäftigung in dem verſicherten Betriebe herangezogen werden. 


III. Vergütung für Einziehung der Genoſſenſchaftsbeiträge. 


Die gemäß § 1020 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung den Gemeindebehörden 
zu gewährende Vergütung wird auf 2 v. H. der für die Berufsgenoſſenſchaft eingezogenen 
Beträge feſtgeſetzt. 


Berlin, den 31. Auguſt 1912. 


Der Miniſter fü „Der Miniſter 1 i E 
Handel ne für Landwirtſchaft, DR e des Der Finanzminifter. 
Domänen und Forſten. In Vertretung. 


Si ia Im Auftrage. x Im ieee i 
Schreiber. Schroeter. Freiherr von Zedlitz. 


I. A. Ta. 2762. II. 6683. III. 72253 M f. L. uſw. — III. 6281 M. f. H. uſw. — Ic. 2982 M. d. J. — I. 14972 F. M. 


Michaelis. 


3. Verſicherung der Angeſtellten. 
Betr. Durchführnug des Verſicherungsgeſetzes im Bereiche der Bauverwaltung. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. à 
Berlin, den 13. September 1912. 


Auf Grund des § 9, Abſ. 3 des vorausſichtlich am 1. Januar 1913 in Kraft tretenden 
Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 (RGBl. S. 989) beſtimme 
ich für den Bereich der allgemeinen Bauverwaltung folgendes: 

Für ſämtliche Bedienſteten, denen eine geſetzliche Auwartſchaft auf Penſion und 
Hinterbliebenenbezüge zuſteht, find die in § 9, Abſ. 1 des Geſetzes und der dazu ergangenen 
Bekanntmachung des Bundesrats vom 29. Juni 1912 (RGBl. S. 405) bezeichneten An- 
wartſchaften als gewährleiſtet anzuſehen. 

J. Hiernach find nach § 9, Abſ. 1 und § 10 Ziffer 1 und 3 des Geſetzes ver- 
ſicherungsfrei: alle im Staatsbeamtenverhältniſſe beſchäftigten, etatmäßigen, außeretat⸗ 
mäßigen, auf Probe beſchäftigten und in der Ausbildung begriffenen Bedienſteten, mit Aus- 
nahme ſolcher auf Grund des Runderlaſſes vom 22. November 1891 (Min. Bl. f. d. i. V. 
1892, S. 36) mit einer Beſtallung verſehenen außeretatmäßigen Hilfsbeamten, welchen eine 
geſetzliche Anwartſchaft und Penſion und Hinterbliebenenbezüge nicht zuſteht (zu vergl. 
Runderlaß vom 10. November 1909). 

Bei der Staatsbauverwaltung ſind demnach verſicherungspflichtig, neben den 
vorerwähnten mit Beſtallung verſehenen Hilfsbeamten, die außerhalb des Beamtenverhält⸗ 
niſſes beſchäftigten techniſchen Hilfskräfte (3. B. Landmeſſer, Ingenieure, Architekten, Bau⸗ 
aufſeher, Landmeſſergehilfen) ohne Rückſicht auf ihre Vorbildung, ferner Bureaugehilfen, 
ſoweit ſie nicht mit niederen oder rein mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſchäftigt werden, 
endlich aus der Schiffsbeſatzung z. B. Hilfsſchiffsführer und Hilfsmaſchiniſten. Voraus- 
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ſetzung der Verſicherung iſt für alle dieſe Perſonen, daß ſie gemäß § 1, Abſ. 3 des Geſetzes 
nicht berufsunfähig im Sinne des § 25 find, daß ihr Jahresarbeitsverdienſt 5 000 & nicht 
überſteigt und daß ſie beim Eintritt in die verſicherungspflichtige Beſchäftigung das Alter 
von 60 Jahren noch nicht vollendet haben. 

Ob neben dieſen Klaſſen von Bedienſteten ſonſt noch einzelne andere Angeſtellte vor⸗ 
handen ſind, für die eine Verſicherungspflicht anzuerkennen ſein wird, iſt ſorgfältig zu 
prüfen. Dieſe Prüfung wird zweckmäßig an der Hand der vom Direktorium der Reichs⸗ 
verſicherungsanſtalt für Angeſtellte herausgegebenen Anleitung vom 20. Juni 1912 (abge⸗ 
druckt in Nr. 160 des Deutſchen Reichs- und Königlich Preußiſchen Staatsanzeigers vom 
6. Juli 1912) vorzunehmen fein. 

Soweit die verſicherungspflichtigen Bedienſteten vor dem 5. Dezember 1911 Lebens- 
verſicherungsverträge abgeſchloſſen haben, können ſie auf Grund des § 390 des Geſetzes 
auf ihren Antrag von der Beitragsleiſtung befreit werden, wenn der Jahresbetrag der 
Beiträge für die bisherige Verſicherung am 1. Januar 1913 mindeſtens den ihren Gehalts⸗ 
verhältniſſen zur Zeit des Antrags entſprechenden Beiträgen gleichkommt, die ſie nach dem 
Angeſtelltenverſicherungsgeſetze zu tragen hätten. 

Für Angeſtellte, die am 1. Januar 1913 das 55. Lebensjahr bereits vollendet haben, 
iſt ein Antrag auf Befreiung von der Beitragsleiſtung ferner unter den Vorausſetzungen 
des § 397 des Geſetzes zuläſſig, auf den hiermit verwieſen wird. 

Die Befreiung von der Beitragsleiſtung auf Grund eines ſolchen Antrags tritt nur 
für den verſicherten Angeſtellten ſelbſt ein. Der nach $ 170 des Geſetzes von der Bau⸗ 
verwaltung zu leiſtende Beitrag iſt auch für die von der Beitragsleiſtung befreiten An⸗ 
geſtellten zu entrichten. 

II. Von beſonderen organiſatoriſchen Maßnahmen für die allgemeine Bauverwaltung 
zur Durchführung der Verſicherung wird abgeſehen. Dieſe erfolgt vielmehr lediglich nach 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften, insbeſondere ſind die durch § 98 ff. des Geſetzes 
errichteten Organe auch für Angeſtellte der Staatsbauverwaltung zuſtändig. 

Über die Entwertung der Beitragsmarken hat der Bundesrat unter dem 29. Juni 1912 
noch beſondere in Nr. 40 des Reichsgeſetzblatts S. 406 enthaltene Vorſchriften erlaſſen, 
auf die ich hiermit verweiſe. 

III. uſw. - 

In Vertretung. 
gez. v. Coels. 


*) HM Bl. S. 431. 


Betr. Verſicherungspflicht von Angeſtellten im Bereiche des Minifterinms für Handel und 
Gewerbe ($$ 9, 10 d. Geſ.). 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
f Í 0 Berlin W. 9, den 18. November 1912. 


Auf Grund der § 9 Abſ. 3 und § 10 Ab. 2 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte 
vom 20. Dezember 1911 (RGBl. S. 989) beſtimme ich für den Bereich des Miniſteriums 
für Handel und Gewerbe und die ihm nachgeordneten Behörden folgendes: 


A. Für die Staatsbeamten und für die Lehrer an öffentlichen Schulen oder Anſtalten, 
denen Anwartſchaft auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenbezüge nach Maßgabe der für preu⸗ 
ßiſche unmittelbare Staatsbeamte oder für Lehrer an öffentlichen Schulen oder Anſtalten 
geltenden Beſtimmungen zuſteht, find die im § 9 Abſ. 1 des Verſicherungsgeſetzes für An- 
geſtellte bezeichneten Anwartſchaften als gewährleiſtet anzuſehen. 

Hiernach ſind verſicherungsfrei: 

J. Die Beamten, welche in etatmäßigen mit einer Berechtigung der vorgenannten 
Art ausgeſtatteten Stellen angeſtellt ſind, auch wenn die Anſtellung auf Probe 
oder auf Kündigung erfolgt iſt. Das Gleiche gilt für die Lehrer (Oberlehrer, 
techniſche Lehrer, Fach- oder Fortbildungsſchullehrer, Werkmeiſter u. dergl.) an 
öffentlichen Schulen oder Anſtalten, die in den vorbezeichneten etatmäßigen 
Stellen angeftellt find, jedoch mit der Abweichung, daß die in ſolchen Stellen 
zwar endgültig, aber auf Kündigung angeſtellten Lehrer nur dann verſicherungs⸗ 
frei find, wen die Kündigung durch die geltenden Vorſchriften oder Verein⸗ 


barungen an eine ſtaatliche Genehmigung geknüpft ift; . 


562 


II. im Bereiche der Handels- und Gewerbeverwaltung: 
a) die nicht etatmäßig angeſtellten Gewerbeaſſeſſoren, 
b) die Hafenpolizei-Bureauhilfsarbeiter, 
die Navpigationsſchulaſpiranten, 
Male e ſoweit ſie unter das Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte 
allen, 
die Revierlotſen, welche in Königsberg, Pillau, Danzig⸗Neufahrwaſſer, 
Stettin und Swinemünde ſtationiert ſind, 
c) die Eichamtsbureaudiätare und Eichmeiſtergehilfen; 
III. im Bereiche der Berg-, Hütten- und Salinenverwaltung: 
die Bergaſſeſſoren, 
die aus anderen Verwaltungen übernommenen höheren Beamten (Gerichts⸗ 
aſſeſſoren, Regierungsbaumeiſter), 
die außeretatmäßigen Geologen und die außeretatmäßigen Chemiter bei 
der Geologiſchen Landesanſtalt und bei der Bergakademie in Berlin, 
die Bureandiätare, 
die im Bureaudienſte beſchäftigten Militäranwärter nach Beendigung der 
Probezeit, 
die Zeichnergehilfen (Diätare). 
B. Verſicherungsfrei gemäß § 10 Nr. 1, weil fie lediglich für ihren Beruf ausge- 
bildet werden, ſind: 
die Gewerbereferendare, 
die noch nicht in etatmäßigen Stellen beſchäftigten, probeweiſe einberufenen 
Lehrer an den Königlichen Baugewerk⸗ und Maſchinenbauſchulen ſowie ſolche 
Lehrer, die zu ſtaatlichen Ausbildungskurſen für Fortbildungsſchullehrer ein⸗ 
berufen werden; 
ferner im Bereiche der Berg-, Hütten- und Salinenverwaltung: 
die Bergreferendare, 
die Zivilanwärter in der Zeit bis zur Ablegung der Prüfung, 
die Zeichneranwärter. 
C. Verſicherungsfrei gemäß § 10 Nr. 1, weil ſie vorläufig beſchäftigt werden, ſind 
im Bereiche der Berg-, Hütten⸗ und Salinenverwaltung: 

die höheren Beamten, die vor endgültiger Übernahme in die Berg-, Hütten- und 
Salinenverwaltung probeweiſe beſchäftigt werden, 

die auf Probe beſchäftigten Geologen und Chemiker der Geologiſchen Landes- 
anſtalt in Berlin, 

die im Bureaudienſte probeweiſe beſchäftigten Militäranwärter, ſofern ſie bereits 
aus dem Soldatenſtand ausgeſchieden ſind und, wie dies regelmäßig der 
Fall ſein wird, die Beamteneigenſchaft haben. (Sind die probeweiſe oder 
informatoriſch beſchäftigten Militäranwärter noch Mitglieder des Soldaten- 
ſtandes, jo find fie nach $ 10 Nr. 3 des Geſetzes als „Perſonen des Sol⸗ 
datenſtandes, die eine der in § 1 bezeichneten Tätigkeiten im Dienſte oder 
während der Vorbereitung zu einer bürgerlichen Beſchäftigung ausüben, auf 
die § 9 anzuwenden iſt“, verſicherungsfrei.) 

D. Öffentliche Schulen oder Auſtalten im Sinne dieſer Vorſchriften ſind diejenigen 
Bergſchulen, gewerblichen (kaufmänniſchen) Fortbildungs- und Fachſchulen ſowie Meiſter⸗ 
kurſe, welche vom Staat oder von Körperſchaften des öffentlichen Rechts unterhalten werden 
oder im Einzelfalle von mir als öffentliche anerkannt worden ſind. 

„Zur Ausführung des Geſetzes wird im übrigen bemerkt, daß die im Kanzleidienſte 
beſchäftigten Angeſtellten im allgemeinen, weil mit lediglich mechaniſchen Dienſtleiſtungen 
beſchäftigt, nicht unter das Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte fallen. Sollten Lohnſchreiber 
bisher in einer Art Verwendung gefunden haben, welche die Eigenſchaft ihrer Dienſt— 
leiſtungen als lediglich mechaniſche zweifelhaft erſcheinen laſſen könnte, ſo iſt dafür zu 
ſorgen, daß ſie künftig mit lediglich mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſchäftigt werden. Ob 
eine bloß gelegentliche Verwendung zur einfachen ſtenographiſchen Aufnahme eines Diltats 
oder zur Übertragung eines einfachen Stenogramms in Hand- oder Maſchinenſchrift geeignet 
iſt, der Beſchäftigung die Natur als einer lediglich mechaniſchen zu nehmen, wird noch in 
einer beſonderen Verfügung erörtert werden. 


IN 


Ich erſuche, den dortigen Beamten von den Entſcheidungen gemäß §§ 9 und 10 
Kenntnis zu geben. Sollten bezüglich der vorſtehend erwähnten Angeſtelltengruppen mit 
Rückſicht auf die Art und Weiſe, wie ſie dort bisher beſchäftigt wurden, Zweifel wegen 
ihrer verſicherungsrechtlichen Behandlung beſtehen, ſo erwarte ich darüber eiligen Bericht. 
Ferner iſt eilig zu berichten, falls bei anderen als den oben unter A bis C aufgeführten 
Perſonen die Vorausſetzungen für eine Entſcheidung gemäß § 9 Abſ. 3, § 10 Abſ. 2 des 
Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vorliegen ſollten. 

Für die weiblichen Beamten und für die Lehrerinnen an öffentlichen Schulen und 
Anſtalten bleibt die Entſcheidung vorbehalten. 


III. 7777. Dr. Sydow. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 
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V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Fortbildungsſchulen. 
Betr. Fortbildungsſchulpflicht der Lehrlinge. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 27. November 1912. 

Nach § 120 Abſ. 3 der Gewerbeordnung können jugendliche Arbeiter durch ſtatutariſche 
Anordnung nur bis zur Vollendung des 18. Lebensjahrs zum Beſuch einer Fortbildungs⸗ 
ſchule verpflichtet werden. Die mir vorgelegte ſtrafgerichtliche Entſcheidung führt demzufolge 
zutreffend aus, daß Lehrlinge, die das ſtatutariſch feſtgeſetzte Alter erreicht haben, auf 
Grund des § 150 Abſ. 1 Ziffer 4 GewO. wegen Verſäumnis der Fortbildungsſchule nicht 
beſtraft werden können. 

Die erwähnte Altersgrenze gilt dagegen nicht für die Vorſchrift des § 127 Abt. 1, 
wonach der Lehrherr verpflichtet iſt, den Lehrling zum Beſuche der Fortbildungs⸗ oder 
Fachſchule anzuhalten und den Schulbeſuch zu überwachen. Dieſe Verpflichtung beſteht, 
ſolange das Lehrverhältnis dauert, ohne Rücksicht auf das Lebensalter des Lehrlings; durch 
ihre Verletzung macht ſich der Lehrherr ſtrafbar nach § 148 Abſ. 1 Ziffer 9 der Gew. 
Nur für die Inhaber offener Verkaufsſtellen ift diefe Verpflichtung durch § 1391 Abſ. 2 
einerſeits auf Lehrlinge unter 18 Jahren beſchränkt, anderſeits auf Gehilfen unterhalb 
dieſer Altersgrenze ausgedehnt. 

Eine ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit der über 18 Jahre alten Lehrlinge ergibt ſich 
aus § 127 nicht. Wohl aber find die Handwerkskammern in der Lage, auf Grund des 
§ 1030 Abi. 1 Ziffer 1 (vergl. $ 10 der Muſtervorſchriften zur Regelung des Lehrlings⸗ 
weſens, HMBl. 1909 S. 19 ff.) auch den über 18 Jahre alten Handwerkslehrlingen eine 
Verpflichtung zum Beſuch einer Fortbildungs- oder Fachſchule aufzuerlegen und Verſtöße 
gegen ihre Anordnung auf dem durch $ 103 n Abſ. 2 geregelten Wege durch Vermittlung 
der unteren Verwaltungsbehörde zu ahnden. 

Die Sitte, in einzelnen Handwerken die jungen Leute erſt einige Jahre nach Ent⸗ 
laſſung aus der Volksſchule in die Lehre treten zu laſſen, findet ſich in mehreren Landes⸗ 
teilen. Die Lehre endet dann vielfach erſt, wenn der Lehrling 2) und mehr Jahre alt 
geworden iſt. In ſolchen Fällen empfehle ich, von der Befugnis der Handwerkskammern 
und Innungen maßvollen Gebrauch zu machen. Werden erwachſene junge Leute genötigt, 
ſich neben halbwüchſigen Lehrlingen auf die Schulbank zu ſetzen, ſo können ſich leicht 
diſziplinare Schwierigkeiten ergeben, die die Wirkſamkeit der Fortbildungsſchule im ganzen 
ungünſtig beeinfluſſen. Es wird daher etwa das vollendete 21. Lebensjahr als die Grenze 
zu betrachten ſein, über die hinaus eine Nötigung zum Fortbildungsſchulbeſuch auch von 
Handwerkskammern und Innungen nicht geübt werden ſoll. 


IV. 9629. Dr. Sydow. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 
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VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Das Reichspetroleummonopol. Betrachtungen über die Vorausſetzungen, die 
Organiſationsfragen und die Wirkungen. Von Dr. W. Möller. Berlin, Carl Heymanns 
Verlag. 1913. 1 W. 


Vorwärts zu deutſcher Geſinnungseinigkeit! Tatſachen und Pflichten für 
jedermann. Von Dr. A. Trepte, Militär-Dberpfarrer des XI. Armeekorps und Konſiſtorial⸗ 
rat. Berlin, Verlag der Liebelſchen Buchhandlung, W. 57, Kurfürſtenſtr. 164. 1 Band. 

Meyers Orts- und Verkehrslexikon des Deutſchen Reichs. 3. Auflage, 2 Bände. 
Verlag Bibliographiſches Inſtitut in Leipzig. Preis 36 M. Subſkriptionspreis für Ober- 
behörden bei Beſtellungen von nur zu amtlichen Gebrauche dienenden Exemplaren von 
20 bis 50 Stück 30,60 M, von 51 und mehr Stück 28,30 M für jedes Stück. 

Die Maß- und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 mit den Ausführungs- 
beſtimmungen. Unter Benutzung amtlicher Quellen erläutert und herausgegeben von 
Dr. Plato, Kaiſ. Geh. Regierungsrat und Mitglied der Kaiſ. Normal-Eichungskommiſſion. 
Berlin, Verlag von Julius Springer. 1. Band. 
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Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Hofbuchhruder. in Berlin W. 


